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zu einer höheren CO2-Effizienz führen soll und ambitionierte Zielmarken für ein nachhaltiges 

ökonomisches Wachstum und kontrollierte Ressourcenverbräuche setzt.  

1.8 Verbraucherschutz 

Eine sozial gerechte und wirtschaftlich erfolgreiche Gesellschaft muss die Interessen der Kon-
sumentinnen und Konsumenten und der Abnehmerinnen und Abnehmer im Blick haben. Unse-
re Politik ist dabei im besten Sinne tatsächlich parteiisch – auf der Seite der Verbraucher.  
Gerade auch bei neuen Produkten, Technologien und Entwicklungen machen wir uns dafür 
stark, die Interessen der Konsumentinnen und Konsumenten systematisch mit einzubeziehen 
sowie mögliche Auswirkungen auf die Gesundheit zu prüfen.  
Als einen Schritt auf diesem Weg haben wir in Bremen in der vergangenen Legislaturperiode 

eine Verbraucherschutzklausel eingeführt: Alle Gesetzes- und Verordnungsentwu rfe werden 
seither systematisch auf ihre Auswirkungen auf die Verbraucherinnen und Verbraucher ge-

prüft . Diese Regelung wollen wir fortsetzen, auf ihre Wirksamkeit untersuchen, gegebenenfalls 
verbessern und uns auch auf Bundesebene für die Einführung einer solchen Klausel stark ma-
chen.  
 
Insbesondere in den Bereichen Lebensmittel und Ernährung, Kommunikation, Verbraucher-
recht und Finanzen leistet die Verbraucherzentrale Bremen eine wichtige Arbeit für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher. Ihr Beratungsangebot ist für uns unverzichtbar. 
Jede Konsumentin und jeder Konsument muss in die Lage versetzt werden, sich überhaupt für 
oder gegen ein Produkt entscheiden zu können.  

Große Defizite sehen wir dabei etwa im Bereich der Finanzdienstleistungen, die oftmals kom-
plex und undurchsichtig gestaltet sind. Um für Aufklärung zu sorgen, haben wir die Finanzbe-
ratung der Verbraucherzentrale in der Vergangenheit besonders unterstützt und werden dies 
auch weiterhin tun. Denn wir wollen eine kompetente, unabhängige Beratung, damit sich die 
Menschen im Dickicht der Finanzdienstleistungen zurechtfinden und seriöse von unseriösen 
Angeboten unterscheiden können. Darüber hinaus machen wir uns weiterhin für klare Rege-
lungen bei Konto-Überziehungszinsen stark: Es kann nicht sein, dass die Banken den Dispo-
Zinssatz bislang quasi frei bestimmen – und in die Höhe treiben können. Wo der Markt, wie in 
diesem Fall, versagt, müssen gesetzliche Regelungen für eine Deckelung sorgen. 
Klar ist: Wir werden die Arbeit der Verbraucherzentrale daher weiter finanziell absichern und 
zudem die Zusammenarbeit mit anderen Verbraucherorganisationen, wie etwa der Schuldner- 

oder Energieberatung, stärken. Darüber hinaus werden wir die Verbraucherzentrale dabei un-
terstützen, ihre Strukturen auf neue Herausforderungen und weitere Zielgruppen einzustellen: 
Wir werden die Verbraucherzentrale daher dabei unterstützen, auch Migrantinnen und Mig-
ranten sowie ältere und junge Menschen sowie Menschen mit Behinderung besser zu errei-
chen. 
 
Wir wollen, dass das auf Bundesebene von der SPD und im schwarz-roten Koalitionsvertrag 
beschlossene Marktwächter-Konzept konsequent umgesetzt wird: Damit die Verbraucherzent-
ralen in diesem Sinne als „Marktwächter“ fungieren, unlautere Praktiken aufspüren und an die 
Aufsichtsbehörden melden können, muss eine ausreichende Finanzierung dieser Arbeit durch 
den Bund sichergestellt werden. Gerade in den für Konsumentinnen und Konsumenten schwer 

überblickbaren Bereichen Finanzen und für die „digitale Welt“ wird ein derartiges Frühwarn-
system für kollektiv auftretende Verbraucherprobleme dringend benötigt. 


